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rgebnisbericht der ordentlichen Delegiertenversammlung
Am 14. April 1964 führte der Freiheits­

bund, Landesverband Berlin, eine ordent­
liche Delegiertenversammlung durch.

Auf der Tagesordnung stand ein Bericht 
des Vorsitzenden und Neuwahl des ge­
samten Landesvorstandes.

Der Vorsitzende eröffnete, begrüßte die 
Kameraden und ließ drei Delegierte zur 
Leitung der Versammlung wählen, nach­
dem festgestellt war, daß die Delegier­
tenversammlung beschlußfähig sei.

Nach der Zusammensetzung der Kom­
mission gab der Vorsitzende einen aus­
führlichen Bericht über die Arbeit des 
Freiheitsbundes in den verflossenen Jah­
ren, wobei er insbesondere die,Fragen der 
Freiwilligen Polizeireserve in Berlin in 
den Vordergrund stellte. Einen breiten 
Raum nahm auch sein Bericht über die 
politische Situation in Berlin, im Zusam­
menhang mit den Vorgängen an der 
Rauer, ein. Trotz der Schwierigkeiten, die 
sich einer Organisation wie dem Frei­
heitsbund entgegenstellen, konnten die 
Delegierten entnehmen, daß durch die 
idealistische Mitarbeit der Mitglieder des 
Freiheitsbundes, die Arbeit auf frucht­
baren Boden gefallen ist, da Verbindun­
gen zu Bruderorganisationen in der Bun­
desrepublik aufgenommen werden konn­
ten und mit diesen ständiger Kontakt ge­
halten wird. Sehr eng ist die Zusammen­
arbeit mit dem Gau Weser-Ems.

Während der Berichtszeit fanden u. a. 
Zusammenkünfte in Bremen, Berlin, Ver­
den und Hannover statt, an der nicht nur 

der Vorstand, sondern auch Teile der Mit­
gliedschaft teilnahmen.

Gute Ergebnisse konnten auch von 
unserer Zeltlagergemeinschaft den Dele­
gierten mitgeteilt werden.

Nach einer ausgiebigen Aussprache 
über den Bericht, in der Zustimmung und 
Kritik abwechselten, konnte doch im gro­
ßen und ganzen festgestellt werden, daß 
die Arbeit des Freiheitsbuhdes möglichst 
verstärkt werden sollte.

Die Delegierten nahmen in einer weite­
ren Aussprache zu den Satzungsänderun­
gen des § 17 Abs. 3 und des § 20 Stellung, 
und sie verabschiedeten diese Satzungs­
änderung mit übergroßer Mehrheit.

Danach konnte die Neuwahl des Lan­
desvorstandes vorgenommen werden. Die 
Wahlen, die alle per Akklamation durch­
geführt wurden, ergaben das einstimmige 
Vertrauen für den 1. Vorsitzenden und 
den 2. Vorsitzenden. Einstimmig wurden 
auch wieder unser altbewährter Kassierer 
und der Schriftführer sowie der Kassierer- 
Stellvertreter und der Schriftführer-Stell­
vertreter gewählt.

Nach der Überweisung einiger Anträge, 
die die Organisation betreffen, dankte der 
Vorsitzende in einem kurzen Schlußwort 
für das Vertrauen zur Wiederwahl des 
Vorstandes, sprach allen Delegierten 
Dank für ihre Mitarbeit aus und bat, den 
Funktionären und den Mitgliedern in den 
Kreisen die Grüße des Delegiertentages zu 
übermitteln.



Pankow hofft auf Infiltrations-Chance
OS. Die Berliner Vereinbarung über 

das Passierscheinabkommen soll jetzt zu 
einem neuen kommunistischen Infiltra­
tionsvorstoß ausgenutzt werden. Dies ist 
das Ergebnis von Besprechungen der Ost­
berliner Gremien, die mit dieser Frage 
befaßt sind, und hat bereits in einigen 
Publikationen seinen Niederschlag gefun­
den. Aus der Erwägung heraus, man 
könne die Passierscheinaktion als „Be­
weis guten Willens" und Dokumentation 
der „Verständigungsbereitschaft" heraus­
stellen, hofft man auf einen geringeren 
Widerstand, wenn die Kommunisten zur 
„offenen Aussprache" auf allen Ebenen 
aufrufen.

Das Ziel der von Pankow gewünschten 
„offenen Aussprache" bleibt das gleiche 
wie bisher: die Ablehnung oder auch nur 
die Abneigung gegenüber dem SED-Staat 
im Westen abzubauen und damit eine 
bessere Voraussetzung für die Durchset­
zung der kommunistischen Deutschland­
politik zu schaffen. Dabei sollen in erster 
Linie die Arbeiter, neutralistisch einge­
stellte Kreise der Intelligenz sowie natio­
nalistische, antiwestlich orientierte Grup­
pen angesprochen werden.

überraschend war in Westberlin eine 
„Zentrale Aktiv-Tagung" der SED-Leitung 
Berlin-West einberufen worden, um für 
die künftige Arbeit erste Schlußfolgerun­
gen aus der •—- so täuscht man sich in der 
SED-Befehlszentrale —■ grundlegend 
neuen Lage zu ziehen. Die Bereitschaft der 
SED-Regierung, die Westberliner, deren 
Antikommunismus bekannt sei, durch die 
Mauer in die „Hauptstadt der DDR" zu 
lassen, müsse in der künftigen Propaganda 
der SED in Westberlin und in West­
deutschland nicht nur als ein Beweis für 
die Stärke des Regimes, sondern auch für 
dessen Willen herausgestellt werden, die 
zwischen der Bundesrepublik und der So­
wjetzone bestehenden Gegensätze durch 
Verhandlungen abzubauen.

Diese Taktik gründet sich auf den Trug­
schluß, die Passierscheinaktion habe die 
Westberliner, aber auch die westdeutsche 
Bevölkerung „zum Nachdenken" veran­
laßt. Die Aufgabe bestehe jetzt darin, 

„aus diesem Nachdenken ein Umdenken 
und aus dem Umdenken ein aktives Han­
deln für den Frieden, Verständigung und 
Entspannung werden zu lassen", wie es 
wörtlich heißt.

Die Hoffnung auf künftig bessere Infil- 
trationschanchen steht im krassen Wider­
spruch zu der bitteren Erkenntnis, die 
die Ostberliner SED-Funktionäre im stil­
len Kämmerlein aus der Passierschein­
aktion gezogen haben. Alle Versuche der 
Funktionäre, in den Betrieben die Arbejg 
ter für den Empfang ihrer Westberlin^ 
Verwandten im Sinne der SED vorzu­
bereiten, haben sich in ihr Gegenteil ver­
kehrt: Die SED in Ostberlin mußte erken­
nen, daß selbst SED-Mitglieder ihren Ver­
wandten und Bekannten aus Westberlin 
gegenüber schonungslos die Situation im 
Zonenstaat geschildert haben. Diese Ge­
fahr muß den SED-Funktionären schon in 
den ersten Tagen der Passierscheinaktion 
klar geworden sein: sonst hätte man nicht 
versucht, auf den Bahnhöfen in der Zone 
Ostberlin-Reise'nde durch eine peinliche 
Befragung abzuschrecken.

Die neue kommunistische Propaganda 
versucht auch, politische Gegensätze in der 
SPD zu konstruieren, indem sie von 
Widersprüchen zwischen einem angeb­
lichen „BRANDT-Kurs" und der von 
WEHNER, ERLER und MATTICK vertre­
tenen „Politik des kalten Krieges" spricht. 
Wie in Westberlin, wo die Aktion bereits 
begann, sollen im Bundesgebiet von Koir^ 
munisten und Tarnorganisationen Flu-" 
blätter verteilt werden, in denen solche 
Behauptungen verbreitet werden.

Durch eine Verstärkung der illegalen 
Kontakte in die Bundesrepublik soll diese 
Aktion unterstützt werden. Es ist sicher 
kein Zufall, daß gerade während der 
Passierscheinaktion und kurz danach die 
Zonenpresse immer wieder von angeb­
lichen Zusammenkünften mit westdeut­
schen Arbeitern und Jugendlichen in den 
verschiedensten Zonenstädten berichtete. 
Im Bezirk Frankfurt (Oder), in Leipzig 
und in Ostberlin habe es besonders große 
Treffen gegeben.
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„Bürgerliche" in ULBRICHT’s Diensten
OS. Die angespannte Situation in den 

Sowjetzonenbetrieben und die auf dem 
5. ZK-Plenum angekündigten neuen An­
forderungen an die Arbeiterschaft müssen 
es für ULBRICHT angebracht erscheinen 
lassen, in nächster Zeit dem SED-Partei­
apparat auf dem Gebiet der „gesamtdeut­
schen Arbeit" einige Reserven zu empfeh­
len. Die Diskussionen, die im Anschluß an 
das Berliner Passierscheinabkommen nicht 
nur in den Betrieben Ostberlins, sondern 

fcuch der Zone unter den Arbeitern ge- 
Rihrt wurden, machten deutlich, daß ge­
rade unter der Arbeiterschaft die Forde­
rungen nach einer Freigabe des Reise­
verkehrs von Ost nach West neuen Auf­
trieb gewonnen hatten und die Argumente 
der SED-Funktionäre auf starken Wider­
stand stießen.

So ist es nicht überraschend, daß 
ULBRICHT in seiner „gesamtdeutschen 
Arbeit" jetzt den Versuch unternimmt, 
vor allem „bürgerlich" getarnte Organi­
sationen der Sowjetzone für eine Verstär­
kung der Infiltrationsarbeit in West­
deutschland einzusetzen. Daß die mit der 
Leipziger Frühjahrsmesse verbundene 
neue „Deutsche Arbeiterkonferenz" nach 
wie vor im Zeichen der „Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse" steht, stellt keinen 
Widerspruch dazu dar, daß ULBRICHT 
heute mehr denn je gezwungen ist, für 
seine Infiltrationsversuche im Westen auf 
„bürgerliche" Kreise zurückzugreifen.
ft Das „offene Gespräch zwischen Ost und 
^est", das ULBRICHT gerade nach dem 
Passierscheinabkommen von Berlin im 
breiteren Kreise zu propagandieren ver­
sucht, soll künftig vordergründig unpoli­
tisch durchgeführt werden, um auf diese 

Weise den kommunistischen Pferdefuß all 
dieser Begegnungen und Gespräche zu 
tarnen. Das Oberhofer Sportler-Treffen, an 
dem nach den Behauptungen der SED- 
Presse 200 Sportler aus der Bundes­
republik teilgenommen haben sollen, 
wurde im Sinne dieser Tarnung als 
„offenes Gespräch" von Sportbegeisterten 
hingestellt, denen lediglich die Entspan­
nung durch Annäherung am Herzen liegt.

Auch die FDJ war in letzter Zeit stär­
ker in die „gesamtdeutsche Arbeit" Pan­
kows eingeschaltet, wobei auch hier der 
Grundsatz beachtet wurde, weniger Pro­
paganda für die kommunistische Politik 
der Zone zu treiben, als zunächst einmal 
unverbindliche Gespräche mit westdeut­
schen Studenten und Schülern in die 
Wege zu leiten. Jugendliche aus der 
Bundesrepublik wurden nach Rostock, Er­
furt, Schwerin, Dresden, Halle und Gera 
eingeladen.

Schwerpunkt dieser Aktivität Pankows 
sind jedoch zur Zeit wieder einmal kirch­
liche Kreise, von denen man sich nach 
dem Passierscheinabkommen von Berlin 
einen verstärkten Einfluß in bürgerlichen 
Kreisen der Bundesrepublik erhofft. Die 
„Arbeitsgruppe Christlicher Kreise" im 
kommunistisch gelenkten „Nationalrat der 
Nationalen Front" hat auf ihrer ersten Ta­
gung im Jahre 1964 nicht nur die Forde­
rung erhoben, alle Mitglieder der Evan­
gelischen Kirche der Zone müßten den 
ULBRICHT-Brief an Bundeskanzler 
ERHARD unterstützen, sondern gab auch 
konkrete Anweisungen, wie die „kirch­
lichen Brüder im Westen" für das von 
ULBRICHT geforderte „offene Gespräch" 
gewonnen werden sollen.

EHRE IHREM ANGEDENKEN!
Es verstorben im Bezirk Neukölln die FB-Kameraden:
R a d d a t z, Erich 
Hoffmann, Robert 
Pagel, Otto

geb. 28.11.86 verstorben 16. 2. 64
geb. 25.11.09 verstorben 24. 4. 64
geb. 14. 7.04 verstorben .29. 4. 64

Eintritt 23. 6. 56
Eintritt 1.7.52
Eintritt 7.6.51

Alle drei waren auch alte Reichsbanner-Kameraden.

3



Es sei Pflicht eines jeden Pfarrers der 
Zone, so heißt es in einem Kommentar 
der Ost-CDU-Zeitung zu dieser Tagung, 
„Briefe an die Amtsbrüder in Westdeutsch­
land zu richten, um diese in persönlicher 
Anrede an ihre nationale wie christliche 
Verantwortung zu erinnern", womit die 
Umwandlung der Berliner Verhandlungen 
auf technischer Ebene zu politischen Ver­
handlungen zwischen Bonn und Pankow 
gemeint ist.

Um den kirchlichen Funktionsträgern 
Mut zu einer solchen Initiative zu geben, 
wurde auf der Tagung der „Arbeiter­
gruppe Christlicher Kreise" der „Natio­
nalen Front" von linientreuen Pfarrern, 
wie z. B. Dr. FRIELINGHAUS aus Dresden, 
die Behauptung aufgestellt, die von 
Zonenpfarrern regelmäßig durcbgeführten 
Gespräche mit Gästen aus Westdeutsch­
land und Westeuropa hätten die Bereit­
schaft der Christen im Westen gezeigt, 
offene Gespräche über eine „Annäherung 
der beiden deutschen Staaten" auf der 
Grundlage der ULBRICHT-Vorschläge zu 
führen.

Aber selbst die von ULBRICHT ange­
sprochenen kirchlichen Kreise der Sowjet­
zone, die bisher schon des öfteren die Poli­
tik der SED unterstützt haben, scheinen 
doch einen beträchtlichen Widerwillen 
gegen ihr weiteres Engagement an den 
Tag zu legen. Sonst hätte es das Ostber­

liner CDU-Organ „Neue Zeit" nicht not­
wendig gehabt, im Zusammenhang mit der 
Erklärung, die von der „Arbeitsgruppe 
Christliche Kreise-'* 1 abgegeben wurde, 
diese Pfarrer und Universitätstheologen 
der Zone zu einem neuen Bekenntnis zur 
Deutschland-Politik der SED zu ermahnen. 
Im teils resignierenden, teils drohenden 
Tone erklärt die CDU-Zeitung, „es bleibt 
zu erwarten, daß den richtungsweisenden 
Beispielen auch alle jene Kirchenmänner 
und Theologen folgen werden, die be­
reits im vergangenen Jahr den 7-Punkte- 
Vorschlag ULBRICHTs befürwortet hatten^ 

Das erstrebte Echo zu den Pankowe^ 
Bemühungen um die Einleitung eines „of­
fenen Gesprächs" ist selbst in jenen Kir­
chenkreisen der Zone ausgeblieben, die 
sich bisher als willfährige Helfer der 
Pankower Propaganda erwiesen haben. 
Die CDU-Führung. in Ostberlin scheute 
keine Anstrengung, um die bisher für 
die SED-Politik „aufgeschlossenen Pfarrer- 
Kreise" bei der Stange zu halten. Es ver­
ging fast kaum ein Tag, an dem das Zen­
tralorgan der CDU nicht Zuschriften von 
linientreuen Kirchenfunktionären ver­
öffentlichte, die als Anreiz für weitere Be­
kenntnisse auf breiteste^ Ebene der Kir­
chengemeinden wirken sollten. Es hat sich 
jedoch gezeigt, daß der Einfluß des SED­
gesteuerten „Evangelischen Pfarrerbundes 
der DDR", der ULBRICHTs Geschäfte be­
treibt, weiter abnimmt.
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